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Neue Präsidenten an
Amts- und Landgericht

Gießen (srs). Neue Präsidenten stehen
dem Gießener Amtsgericht sowie ab kom-
mendem Monat auch dem hiesigen Landge-
richt vor. Wie ein Sprecher des Justizminis-
teriums auf Nachfra-
ge bestätigt, ist Sabi-
ne Schmidt-Nentwig
ab 1. September die
neue Präsidentin des
Landgerichts. Nach
Gießen wechselt die
56-Jährige aus
Frankfurt, wo sie bis-
her Vizepräsidentin
des Amtsgerichts
war. Sie ist Nachfol-
gerin von Wilhelm
Wolf, der im Februar
umgekehrt von Gie-
ßen nach Frankfurt
gewechselt war – nämlich an das dortige
Landgericht. Als Richterin ist Schmidt-
Nentwig seit 1988 tätig. Seit über 20 Jahren
setzt sie sich für die Ausbildung des juristi-
schen Nachwuchses ein.

Zum Präsidenten des Gießener Amtsge-
richts wurde bereits in der vergangenen
Woche der bisherige Direktor des Amtsge-
richts Hanau, Meinrad Wösthoff, ernannt.
Er folgt auf den im Februar 2015 an die
Spitze des Landgerichts Marburg gewech-
selten Frank Oehm. Wösthoff, 58 Jahre alt,
arbeitete nach seiner zweiten juristischen
Staatsprüfung zunächst kurze Zeit als
Rechtsanwalt in Hanau. 1989 erfolgte die
Ernennung zum Richter auf Probe. Be-
kanntheit erlangte Wösthoff als Vorsitzen-
der Richter am Landgericht Frankfurt im
Jahre dauernden Anlegerprozess gegen die
Deutsche Telekom um die T-Aktie mit über
2000 Prozessbeteiligten. (Foto: pv)

Meinrad Wösthoff

Miller Hall wird China-Restaurant
Halle soll langfristig an Großgastronomie verpachtet werden – Gespräche mit Stadt

Gießen (mö). Es gibt neue Nutzungspläne
für die Miller Hall. Die Eigentümer wollen
den Hallenbereich ab dem kommenden Jahr
an einen chinesischen Großgastronomen ver-
pachten. Dies erklärte am Dienstag Mehmet
Vural vom Management der Miller Hall. »Ja
das stimmt, aber es werden noch Genehmi-
gungen von der Stadt benötigt.« Die bestät-
gigte, dass es erste Abstimmungsgespräche
zwischen dem potenziellen Pächter und der
Bauordnungsbehörde gegeben hat. Baude-
zernentin Gerda Weigel-Greilich: »Auf der
ersten Blick sehen wir da keine unüberwind-
baren Schwierigkeiten.«

Grund für die geplante Umnutzung sind
offenbar die zu geringen Einnahmen. Die
Vermietung der Büroräume und der Halle
für Einzelveranstaltungen werfe einfach
nicht genug ab, erklärte Vural. Durch eine
langfristige Vermietung an den Restaurant-
betreiber – die Rede geht von zehn Jahren –
kämen die Eigentümer zu kontinuierlichen
Einnahmen. »Gießen bekommt eine neue
gastronomische Attraktion und alle haben
Ruhe«, sagteVural.

Mieter wie 46ers nicht betroffen

Mit der letzten Bemerkung spielte der Ver-
markter der Miller Hall auf die schier endlo-
sen Probleme beim Umbau der denkmalge-
schützten Halle und mit der Nutzungsgeneh-
migung für größere Veranstaltungen an. Erst
Mitte April hatte die Stadt die Freigabe für
eine erweiterte Nutzung der früheren Volks-
halle erteilt. Das bedeutet, dass an der Grün-
berger Straße jetzt Veranstaltungen mit bis
zu 970 Besuchern stattfinden können. Sie-
benmal im Jahr könnten gemäß Bebauungs-
plan auch Events mit maximal 1500 Gästen
durchgeführt werden, aber dazu müssten
mehr Parkplätze nachgewiesen werden. Die-
ser Nachweis fehlt bislang. Mit der Freigabe
ging eine einjährige Phase zu Ende, in der in
der Halle Veranstaltungen mit bis zu 200
Personen stattfinden konnten. Diese »vorzei-
tige Nutzung« war den Eigentümern und Be-
treibern aus Wetzlar im Mai vergangenen
Jahres erlaubt worden. Seitdem wurde vor
allem beim Brandschutz nachgebessert. »Die
Auflagen sind nun erfüllt«, erklärte die
Stadt im April.

Nun freilich müssen erneut Auflagen er-
füllt werden. Laut Vural betrifft das die Be-
lüftung und erneut den Brandschutz im Kü-
chenbereich, denn bislang ist die diesbezüg-
liche Infrastruktur nur auf Caterer ausge-
legt. Diese technischen Fragen zu klären, sei
jetzt aber Sache des Pächters. Grundsätzlich
stehe einer Änderung der Nutzung von Ver-
anstaltungshalle zu Gastronomie aber nichts
im Wege. Die 2014 vom Stadtparlament be-
schlossene zweite Änderung des Bebauungs-
plan »Dulles-Siedlung«, in dem die Nutzung
der Miller Hall definiert wurde, schließt an
dieser Stelle großflächigen Einzelhandel und
Vergnügungsstätten aus, nicht jedoch einen
gastronomischen Betrieb.

Nicht betroffen von der Umnutzung sind
Vural zufolge (»Es geht nur um die Halle«)

die von Dienstleistern angemieteten Neben-
räume. Prominentester Mieter sind bekannt-
lich die Gießen 46ers, die an der Grünberger
Straße ihre Geschäftstelle haben.

Chinesische Großrestaurants sind momen-
tan offenbar ein Trend. Im Flutgraben an der
Bahnhofstraße ist bereits eine solche Groß-
gastronomie in Betrieb, in der Automeile an
der Licher Straße wird derzeit ein zweites
Restaurant gebaut, in der Miller Hall würde
Nummer drei entstehen.

Platz ist genug in der runderneuerten Miller Hall. Im kommenden Jahr soll hier eine chine-
sische Großgastronomie einziehen. (Foto: Schepp)

Gießener Volkseigentum
Laut Bauverein war die Volkshalle »zur Be-
nutzung bei turnerischen, sportlichen und
sonstigen Veranstaltungen sowie bei Aus-
stellungen jeder Art bestimmt«. Ähnlich
wie Theater und Volksbad wurde das 1925
eröffnete Gebäude durch Verkauf von An-
teilscheinen an die Bevölkerung finanziert.

Auf Damen-WC gefilmt –
600 Euro Strafe

Gießen (sha). Vermutlich war dem
23-jährigen Angeklagten die ganze Angele-
genheit einfach nur peinlich. Auf jeden Fall
erschien der Wetzlarer dieser Tage nicht bei
einem Strafprozess am Gießener Amtsge-
richt. Anlass für die Verhandlung: Der
Mann soll am 30. Juli vergangenen Jahres
auf der Damentoilette des Gießener Bahn-
hofs mit seinem iPhone heimlich gefilmt
haben, während ein ebenfalls 23-jähriges
Opfer seine Notdurft verrichtete.

Die Staatsanwaltschaft wirft dem Ange-
klagten vor, mit diesen Bildaufnahmen den
höchstpersönlichen Lebensbereich der jun-
gen Gießenerin verletzt zu haben. Das
iPhone soll in einem Rucksack versteckt
gewesen sein, der im Bereich einer Toilet-
tenkabine abgestellt wurde.

Da der Wetzlarer unentschuldigt fehlte,
verhängte Strafrichterin Eva Maria Grote –
wie von der Staatsanwaltschaft gefordert –
einen Strafbefehl über 600 Euro gegen den
Mann. Sollte der Angeklagte keinen Ein-
spruch erheben, wird dieses Urteil rechts-
kräftig. Falls er nicht zahlen sollte, müsste
er sich jedoch einer erneuten Gerichtsver-
handlung stellen.

Wie stark Gießen in den vergangenen Jahren
gewachsen ist und wie sehr es weiter wachsen
wird, betont unsere Stadtführung immer wieder.
Vergessen wird dabei jedoch gerne, verschie-
dene Sondereffekte wie die Zweitwohnsitzsteu-
er oder die Flüchtlinge zu quantifizieren und die
eigentlichen Treiber des bisherigen Wachstums
(die Hochschulen) zu analysieren.
Die Aussage, die Bevölkerung ist in den letz-

ten zehn Jahren um 11000 gestiegen, bedarf
wichtiger Erläuterungen. Erstens hat die Einfüh-
rung der Zweitwohnsitzsteuer 2014 dazu ge-
führt, dass über 2000 Personen ihren Zweit-
zum Erstwohnsitz umgemeldet haben, ohne
dass die Bevölkerung dadurch angestiegen wä-
re. Zweitens lässt sich aufgrund der dynami-
schen Entwicklung der Gießener Hochschulen
seit 2005 feststellen, dass rund die Hälfte des
Bevölkerungswachstums auf Studierende zu-
rückzuführen sein dürfte. Bezieht man drittens
noch die in Gießen wohnenden anerkannten
Flüchtlinge ein, bleibt eine recht überschaubare
vierstellige Zahl an Nichtstudierenden und
Nichtflüchtlingen übrig, um die die Stadt Gießen
in den letzten zehn Jahren gewachsen ist.
Dies führt auch zu einer kritischen Betrach-

tung der Prognosen für den weiteren Wohn-
raumbedarf. Das Wohnraumversorgungskon-
zept für Gießen liegt bisher lediglich als Entwurf
vor und soll erst im Herbst durch das Parlament
verabschiedet werden. Wenn die Stadt in einer
aktuellen Agenturmeldung die Empfehlung des
Baus von 5000 weiteren Wohnungen bis 2030
als Tatsache darstellt, wird deutlich, welche Po-
litik man verfolgt – Wachstum um jeden Preis.
Und dies, obwohl es an der Herleitung dieser
Bedarfszahlen, die übrigens deutlich über ver-
gleichbaren Städten wie Marburg liegen, erheb-
liche Kritik gibt. So sind zwei für das prognosti-
zierte weitere Bevölkerungswachstum in Gießen
entscheidende Kriterien »Landflucht« sowie
»Verringerung der durchschnittlichen Haus-
haltsgröße« eher allgemeine Annahmen und
nicht aus der Gießener Entwicklung der jünge-
ren Vergangenheit abgeleitet. Die Annahmen

zur Veränderung der Altersstruktur sind kom-
plett falsch. Zudem stützt sich die im Konzept
erstellte Hochrechnung auf andere statistische
Prognosen, die nur bedingt aussagekräftig für
die spezifische Situation Gießens sind. Was
dem Konzept jedoch vollkommen fehlt, ist eine
differenzierte Analyse der Bevölkerungsent-
wicklung der letzten zehn Jahre und deren Be-
deutung für die zukünftige Entwicklung!
Wenn es stimmt, dass die neue Koalition das

Ziel von 100000 Einwohnern anstrebt, um
durch höhere Schlüsselzuweisungen den Haus-
halt weiter konsolidieren zu können, müssen für
die bau- und verkehrslärmgeplagten Gießener
alle Alarmglocken schrillen. Es sei den Koalitio-
nären ins Stammbuch geschrieben: Wachstum
ist kein Wert an sich, es kommt auch auf Le-
bens- und Wohnqualität an. Man frage hierzu
nur die Anwohner des RKH-Geländes oder der
Bergkaserne! Dem Leiter des Stadtplanungs-
amts ist daher zwingend zuzustimmen, wenn er
warnt, dass das Wachstum erst einmal verdaut
werden muss – die Infrastruktur wächst auch
nicht annähernd mit, die Gelder für den erfor-
derlichen Ausbau des Nahverkehrs sind nicht
da, Kita-Plätze in Kleinlinden können nicht be-
reitgestellt werden, Konzepte zur Verringerung
des Pkw-Verkehrs fehlen und so weiter.
Aber statt die geplante Entwicklung eines

neuen Masterplans für einen Diskurs über Qua-
lität und Quantität des zukünftigen Wachstums
zu nutzen, soll die investorenfreundliche Stadt-
entwicklung fortgeschrieben werden – »man
muss ja die historische Chance zum Wachstum
nutzen«. Hier sei die Frage erlaubt, ob die stei-

genden Schlüsselzuweisungen nicht mit über-
proportional steigenden Infrastrukturkosten
sehr teuer erkauft werden. Und es ist im Hin-
blick auf das Allgemeinwohl zu diskutieren, ob
eine egoistische Wachstumspolitik Gießens
nicht woanders neue, größere Probleme durch
das Ausdünnen der ländlichen Gebiete schafft.
Aussagen der Stadt, dass die Wohnungen alle

verkauft und bezogen seien und keine Immobi-
lienblase drohe, dürften eher auf Marketingaus-
sagen der Investoren beruhen. Die massive
Bautätigkeit deckt nicht einen Wohnraumbe-
darf, sondern einen Kapitalanlegebedarf in der
Phase billigen Geldes – die Wohnungen am Gü-
terbahnhof bewirbt man mit dem Slogan »Ihre
Kapitalanlage in Gießen«. Und in der Freiligrath-
straße in unmittelbarer Kliniksnähe stehen zum
Beispiel nach zwei Jahren Vermarktung immer
noch mehrere Wohnungen leer. Der Bedarf an
günstigem Wohnraum wird mit hochpreisigen
Angeboten jedenfalls nicht gedeckt.
Lebenswertes Gießen, das sich seit Langem

intensiv mit der Thematik befasst, erwartet da-
her von der Stadt einen deutlich ambitionierte-
ren Umgang mit Einwohner- und Wohnraumbe-
darfszahlen. Es braucht neben einer klaren De-
finition von Begrifflichkeiten zwingend einen
verlässlichen Zahlenkranz, auf den sich alle
Ämter und kommunalen Unternehmen wie
Stadtwerke oder Mittelhessische Wasserbetrie-
be beziehen können. Wenn die oben genannten
Gießener Sondereffekte nicht unabhängig von-
einander quantifiziert und in einem Zahlenwerk
zusammengeführt werden, bleibt ein für Außen-
stehende nicht nachvollziehbarer Zahlenwirr-

warr. Der Gießener Immobilienmarktbericht
2016 konstatiert für 2014 ein Wachstum der
Bevölkerung um 7600 und für 2015 eine
Schrumpfung von 2500 Personen und verwech-
selt dabei die Entwicklung der Hauptwohnsitze
– inklusive HEAE-Bewohnern – mit Bevölke-
rung. Beide Zahlen sind unkommentiert gerade
für die Immobilienwirtschaft irreführend.
Es ist dringend erforderlich, verschiedene

kompetente Akteure wie Statistisches Landes-
amt, Hessen-Agentur, Einwohnermelde- und
Stadtplanungsamt sowie die Hochschulen an
einen Tisch zu holen, um eine von allen akzep-
tierte Zahlenreihe über die Bevölkerungs- und
Wohnraumbedarfsentwicklung zu verabschie-
den und klare Kriterien für deren Fortschreibung
zu definieren. Diese Daten sollten dann im halb-
jährlichen Rhythmus veröffentlicht werden,
möglichst auch für die einzelnen Stadtteile. Es
wäre sicher zielführend – und möglicherweise
durch ein Pilotprojekt vom Land mitzufinanzie-
ren –, mittels einer solchen Zusammenarbeit all-
gemeine und auf andere Kommunen übertrag-
bare Lehren für die bedarfsgerechte und nicht
investorenorientierte Gestaltung von Wachs-
tumsprozessen in Ballungsgebieten zu ziehen.

✩

Unser Gastkommentator Lutz Hiestermann ist
Vorsitzender des Bürgervereins Lebenswertes
Gießen. Er wurde von Anwohnern des Südvier-
tels vor einigen Jahren im Zusammenhang mit
dem Bau der ersten Müllverbrennungsanlage
am Leihgesterner Weg gegründet und begleitet
seitdem die Bau- und Planungspolitik der Stadt
mit eigenen Vorschlägen und aus kritischer Dis-
tanz. Zuletzt hat sich der Verein für einen Bür-
gerpark im Südviertel eingesetzt und eine wich-
tige Rolle bei den Debatten um die umstrittene
Baumfällung in der Bergkaserne und um die
Bürgerbeteiligungssatzung gespielt. Lutz Hies-
termann gehört für Lebenswertes Gießen dem
Arbeitskreis Bürgerbeteiligung an, der die Um-
setzung der Satzung begleitet. Er ist in diesem
Gremium der einzige Vertreter einer BI. (mö)

Wachstum ist
kein Wert an sich
Von Lutz Hiestermann (Lebenswertes Gießen)

Gastkommentar zum »Gießen-Boom«
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